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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Steuerliche Behandlung von Elektrofahrzeugen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
- Drucksache VI/1889 ~ 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt: 


Auf Antrag der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Mertes, Dr. Elbrächter und Genossen hat der 5. Deutsche Bundestag 
in seiner 194. Sitzung einstimmig die Bundesregierung ersucht, bei 
der Kraftfahrzeugsteuerreform den technischen Besonderheiten der 
Elektrofahrzeuge so Rechnung zu tragen, daß sich die Neuregelung 
fördernd für ihre Weiterentwicklung und Verbreitung auswirkt. 


1. Wie werden Elektrofahrzeuge in den anderen EWG-Ländern 
besteuert, werden sie gegenüber anderen Kraftfahrzeugarten 
bevorzugt, und wie ist eine eventuelle steuerliche Bevorzugung 
im einzelnen gestaltet? 


In den anderen EWG-Ländern werden Elektrofahrzeuge eben- 
so wie alle anderen Kraftfahrzeuge nach Eigengewicht (Nieder- 
lande, Nutzfahrzeuge in Belgien) oder nach Steuer-PS besteuert 
(Frankreich, Italien, Personenkraftwagen in Belgien). In Luxem- 
burg erfolgt die Besteuerung von Elektrofahrzeugen nach 
Eigengewicht, von sonstigen Fahrzeugen nach Eigengewicht 
(Nutzfahrzeuge) bzw. nach Hubraum (Personenkraftfahrzeuge). 
Für Elektrofahrzeuge sind in den anderen EWG-Ländern mit 
Ausnahme Italiens keine Sonderregelungen bei der Kraftfahr- 
zeugsteuer bekannt. In Italien sind die im Inland hergestellten 
Elektrofahrzeuge für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Zu- 
lassung von der Kraftfahrzeugsteuer befreit. 


2. Welche Überlegungen sind von den zuständigen Referenten seit 
dem obengenannten Beschluß des Deutschen Bundestages ange- 
stellt worden, im Interesse des Umweltschutzes die Elektrofahr- 
zeuge sowohl in der Entwicklung als auch in der Verwendung 
zu fördern? 

Die Frage einer steuerlichen Vergünstigung für die Elektrofahr- 
zeuge ist sorgfältig geprüft worden. Obwohl diese Fahrzeuge in 
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der Bundesrepublik steuerlich nicht stärker, sondern unter Be- 
rücksichtigung der Mineralölsteuer sogar weniger belastet sind 
als die anderen Fahrzeuge, ist man zu dem Ergebnis gekommen, 
daß die Elektrofahrzeuge im Interesse der Lärm- und Abgasbe- 
kämpfung zu fördern sind, daß eine entsprechende Steuerver- 
günstigung bei der Kraftfahrzeugsteuer ihren Zweck aber erst 
dann erfüllen kann, wenn Elektrofahrzeuge zur Verfügung 
stehen, die den Anforderungen des modernen Verkehrs genü- 
gen. Das ist auch in der Fragestunde vom 19. Februar 1970 auf 
eine Anfrage des Abgeordneten Geisenhofer mitgeteilt worden. 
Die Entwicklung von Elektrostraßenfahrzeugen wird von der 
Bundesregierung auch sonst nachdrücklich unterstützt. So hat 
u. a. der Bundesminister für Verkehr zur Förderung der Elektro- 
speicherfahrzeuge zwei Forschungsaufträge erteilt, die „Unter- 
suchungen über den technischen Stand und die Entwicklungs- 
möglichkeiten von neuartigen Antriebssystemen zur Minde- 
rung von Lärm- und Abgasbelästigung bei Straßenfahrzeugen" 
sowie die „Entwicklung eines Leichtomnibusses unter besonde- 
rer Berücksichtigung des Einbaues eines Elektroantriebs" zum 
Gegenstand haben. Ferner laufen beim Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft Programme zur Förderung von Brenn- 
stoffzellen und Batterien. 


3. Erscheint es nicht angesichts der schnell vorangeschrittenen 
technischen Entwicklung und insbesondere der Tatsache, daß 
Versuchsfahrzeuge bereits laufen, angebracht, eine Neuregelung 
der sich negativ auswirkenden Besteuerung für die Elektrofahr- 
zeuge sofort vorzunehmen? 

Die in Betracht gezogene Steuervergünstigung für Elektrofahr- 
zeuge soll bewirken, daß ein erhöhter Anreiz zum Kauf dieser 
Fahrzeuge gegeben wird. Solange jedoch von der Industrie 
keine für den Straßenverkehr bestimmten Elektrofahrzeuge an- 
geboten werden, hätte es wenig Sinn, einen Kaufanreiz zu 
geben. 

Das Interesse an der technischen Fortentwicklung von Elektro- 
fahrzeugen dürfte dadurch verstärkt werden, daß eine Steuer- 
vergünstigung für den Zeitpunkt angekündigt ist, in dem ent- 
sprechende Elektrofahrzeuge auf den Markt gebracht werden. 

Für die Versuchsfahrzeuge selbst ist eine Steuervergünstigung 
von geringer Bedeutung. Die Kosten für ein Versuchsfahrzeug 
bewegen sich in einem Rahmen, in dem die Höhe der Kraftfahr- 
zeugsteuer nebensächlich ist. 

Die Bundesregierung wird die technische Fortentwicklung im 
Elektrofahrzeugbau weiterhin beobachten. Sie wird einen Ge- 
setzentwurf zur Begünstigung der Elektrofahrzeuge so recht- 
zeitig vorlegen, daß die Steuerbegünstigung möglichst wirksam 
eingeführt werden kann. 

Möller 
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